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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/4 (IV/1) - 680 70-E-Au 21/72 Bonn, den 5. Juli 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Beteiligung des 
Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft, Abteilung Garantie, für die Verbuchungs- 
zeiträume 1967/1968 bis 1970. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 21. Juni 
1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Drude: Budidrudcerei R. Madel, Waditberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EW G) des Rates 
über die Beteiligung des Europäischen Ausrichtungs- 
und Garantiefonds für die Landwirtschaft, Abteilung Garantie, 
für die Verbuchungszeiträume 1967/1968 bis 1970 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und insbesondere 
auf die Artikel 43 und 209, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Kommission konnte erst am 14. April 1972 die 
Bestimmungen erlassen, die für die Ausarbeitung der 
Rückvergütungsanträge der einzelnen Mitgliedstaa- 
ten im Rahmen des EAGFL, Abteilung Garantie, für 
die Verbuchungszeiträume 1967/1968 bis 1970 erfor- 
derlich sind. Daher konnten die Mitgliedstaateii ihre 
Anträge nicht innerhalb der in Artikel 9 Absatz 2 
Buchstabe c, Absatz 2 a Buchstabe b und Absatz 2 b 
Buchstabe c der Verordnung Nr. 17/64/EWG des Ra- 
tes vom 5. Februar 1964 über die Bedingungen für 
die Beteiligung des EAGFL ^), zuletzt geändert durch 
die Verordnung (EWG) Nr. 847/72 ~), festgelegten 
Fristen einreichen. Folglich wurde von der Kommis- 
sion zu den in Artikel 10 Absatz 4 Buchstabe b, Ab- 
satz v5 Buchstabe b, Absatz 5 a Buchstabe b und Ab- 
satz 5 b Buchstabe b dieser Verordnung festgesetz- 
ten Fristen keine Entscheidung über die Beteiligung 
getroffen, und es empfiehlt sich, die Fristen zu ver- 
längern. 

Es empfiehlt sich ferner, die erstattungsfähigen 
Beträge der Ausgaben, die zum Zeitpunkt des Rech- 
nungsabschlusses noch zu zahlen sind, nicht von der 
Gemeinschaftsfinanzierung auszuschließen. Hierzu 
ist es erforderlich, sie in einen späteren Verbu- 
chungszeitraum oder in ein späteres Jahr einzube- 
ziehen. 

Ebenso ist es zweckmäßig, in einem folgenden 
Zeitraum den Beträgen im Zusammenhang mit Un- 
regelmäßigkeiten und Versäumnissen, für die die 
Wiedereinziehungsverfahren im Zeitpunkt des Rech- 
nungsabschlusses eines bestimmten Zeitraums noch 
anhängig sind, Rechnung zu tragen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN; 
Artikel 1 

1. Die in Artikel 9 Absatz 2 Buchtsabe c und Ab- 
satz 4 der Verordnung Nr. 17/64/EWG über die 
Einreichung der Erstattungsanträge der erstattungs- 
fähigen Ausgaben beim Europäischen Ausrichtungs- 


und Garantiefonds für die Landwirtschaft, Abteilung 
Garantie, für die Verbuchungszeiträume 1967/1968 
und 1968/1969 vorgesehene Frist ist bis 1. September 
1972 bzw. 1. Februar 1973 verlängert. 

2. Die in Artikel 9 Absatz 2 a Buchstabe b und Ab- 
satz 2 b Buchstabe c der Verordnung Nr. 17/64/EWG 
über die Einreichung der Erstattungsanträge der er- 
siattungsfähigen Ausgaben beim Fonds, Abteilung 
Garantie, für die jeweiligen Verbuchungszeiträume 
„zweites Flalbjalir 1969" und 1970 vorgesehene Frist, 
ist bis 1. November 1973 verlängert. 

3. Die in Absätzen 1 und 2 vorgesehenen Fristen 
können nach dem in Artikel 13 der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 des Rates vom 21. April 1970 über 
die Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik^) 
vorgesehenen Verfahren verlängert werden, sofern 
diese Verlängerung, die nicht zwei Monate über- 
scJireiten darf, als unerläßlich erkannt wird. 


Artikel 2 

1. Die Daten des 31. Oktober 1969 und 31. Oktober 
1970, vor denen die Kommission gemäß Artikel 10 
Absatz 4 Buchstabe b und Absatz 5 Buchstabe b der 
Verordnung Nr. 17/64/EWG eine Entscheidung über 
die Beteiligung für die Verbuchungszeiträume 1967/ 
1968 bzw. 1968/1969 zu treffen hat, werden durch das 
Datum des 31. Oktober 1973 ersetzt. 

2. Die Daten des 1. Oktober 1971 und 30. Juni 1972, 
vor denen die Kommission gemäß Artikel 10 Absatz 
5 a Buchstabe b und Absatz 5 b Buchstabe b der Ver- 
ordnung Nr. 17/64/EWG eine Entscheidung über die 
Beteiligung für die Verbuchungszeiträume „zweites 
Halbjahr 1969" bzw. 1970 zu treffen hat, werden 
durch das Datum des 31. Oktober 1974 ersetzt. 

3. Die in den Absätzen 1 und 2 vorgesehenen Fri- 
sten können nach dem in Artikel 13 der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 vorgesehenen Verfahren verlän- 
gert werden, sofern diese Verlängerung, die nicht 
zwei Monate überschreiten darf, als unerläßlich er- 
kannt wird. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 
vom 27. Februar 1964, S. 586/64 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 100 
vom 27. April 1972, S. 4 

^9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 13 
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Artikel 3 

] . In Abweichung von Artikel 9 Absatz 1 der Ver- 
ordnung Nr. 17/64/EWG kann der erstattungsfähi- 
ge Teilbetrag der Ausgaben für den Verbuchungs- 
zeitraum 1966/1967, der nicht beim Abschluß der 
Konten dieses Zeitraums in Betracht gezogen wurde, 
einem nächsten Verbuchungszeitraum oder Jahr zu- 
geschrieben werden und ist den Ausgaben dieses 
letzteren gleichzustellen. 

2. In Abweichung von Artikel 2 Absatz 1 zweiter 
Unterabsatz und von Artikel 8 Absatz 1 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 728/70 des Rates vom 21. April 
1970 zur Festlegung ergänzender Vorschriften für 
die Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik 
können die erstattungsfähigen und noch nicht beim 


Abschluß der jeweiligen Verbuchungszeiträume be- 
zahlten Ausgaben für die Verbuchungszeiträume 
„zweites Halbjahr 1969“ bzw. 1970 einem nächsten 
Verbuchungszeitraum oder Jahr zugeschrieben wer- 
den und sind den Ausgaben dieses letzteren gleich- 
zusteilen. 

3. Wenn im Falle von Unregelmäßigkeiten oder 
Versäumnissen vom EAGFL für die Verbuchungs- 
zeiträume 1967/1968 bis 1970 rückerstattete Beträge 
Gegenstand einer Rückzahlung eines Mitgliedstaates 
an die Gemeinschaft sind, werden die zurückgezahl- 
ten Beträge einem folgenden Verbuchungszeitraum 
oder Jahr zugeschrieben. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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Begründung 


1. Dieser Verordnungsentwurf soll in erster Linie 
die Zeitpunkte ändern, die einerseits für die Ein- 
reichung der Anträge, die die Mitgliedstaaten der 
Kommission vorlegen müssen, um die Rückvergü- 
tung ihrer Ausgaben durch den EAGFL zu erlangen, 
und andererseits für die Beteiligungsentscheidungen, 
die die Kommission nach der Prüfung dieser Anträge 
treffen muß, von den Gemeinschaftsbestirnmungen 
vorgesehen sind. Diese Verordnung beschränkt sich 
auf die vier Verbuchungszeiträume (1967/1968, 1968/ 
1969, zweites Halbjahr 1969, Jahr 1970) vor dem 
Inkrafttreten des Systems der eigenen Mittel, für 
die der Rechnungsabschluß noch erfolgen muß. 

2. Dieser Vorschlag erklärt sich aus dem beträcht- 
lichen Rückstand der Kommission beim endgültigen 
Rechnungsabschluß. Eine Entscheidung über den 
Rechnungsabschluß erfordert nämlich folgendes: 

a) es müssen alle Ausführungsbestimmungen des 
Rates und der Kommission vorliegen, damit 
einerseits eine sichere rechtliche Grundlage für 
die Ausgaben besteht und andererseits alle Ein- 
zelheiten der Übernahme der Ausgaben durch 
den EAGFL genau festgelegt sind, 

b) die Form und die näheren Erläuterungen der An- 
träge, die von den Mitgliedstaaten vorgelegt wer- 
den müssen, sind festzulegen, 

c) die Rückvergütungsanträge sind von den Mit- 
gliedstaaten aufzustellen, 

d) die Anträge sind zu prüfen und Prüfungen an 
Ort und Stelle durchzuführen, 

e) die Beteiligungsentscheidungen müssen vorberei- 
tet und ausgeführt werden. 

3. Die Dienststellen des EAGFL sahen sich fortlau- 
fend zahlreichen dringenden Aufgaben gegenüber- 
gestellt, die zu den Arbeiten hinsichtlich der Jahres- 
abschlüsse hinzukamen. Es war nicht möglich, diese 
Arbeiten gleichzeitig zu erledigen, da entsprechen- 
des Personal nicht zur Verfügung stand. 

So mußte seit 1969 neben der Durchführung der Be- 
teiligung für die Zeiträume 1965/1966 und 1966/1967 
und der Vorbereitung der halbjährlichen Abschlags- 
zahlungen für die Zeiträume 1967/1968 bis 1970 ins- 
besondere die Einführung und Durchführung des 
endgültigen Systems der gemeinschaftlichen Finan- 
zierung, die Arbeit im. Zusammenhang mit der Er- 
weiterung der EWG und mit der Ausdehnung der 
finanziellen Verantwortung der Abteilung Garantie 
auf etwa zehn neue Sektoren der gemeinsamen 
Marktordnung sowie auf die Nahrungsmittelhilfe 
bewältigt werden. 

4. Die Kommission hat sich bemüht, den Rückstand 
hinsichtlich der in Absatz 2 unter a) genannten ge- 


meinschaftlichen Ausführungsvorschriften aufzuho- 
len. Dazu mußte der Rat seit 1968 etwa zwanzig Ver- 
ordnungen für die Interventionen und besonderen 
Maßnahmen annehmen. Sodann hat die Kommission 
die Durchführungsrnaßriahmen wie Festsetzung der 
Pauschbeträge und Toleranzgrenzen für die Finan- 
zierung der öffentlichen Interventionen getroffen. 
Der Abschnitt b) war in den letzten Monaten Gegen- 
stand beschleunigter Arbeiten, die mit der Verord- 
nung (EWG) Nr. 773/72 der Kommission vom 
14. April 1972 abgeschlossen wurden. Diese Verord- 
nung wird durch ein Aide-memoire für die jeweili- 
gen Verbuchungszeiträume ergänzt werden, um die 
Erstellung der Anträge der Mitgliedstaaten zu er- 
leichtern. 

5. Nunmehr sind also die Voraussetzungen gege- 
ben, um mit den übrigen Abschnitten zu beginnen: 

— c, d. h. Erstellung der Anträge durch die Mitglied- 
staaten, was mehrere Monate erfordert; 

— d, d. h. vom Herbst 1972 an Überprüfung der An- 
träge und Prüfung an Ort und Stelle; hierfür 
werden 6 bis 8 Monate benötigt, da dieselben 
Beamten des EAGFL zahlreiche andere Aufgaben 
wahrnehmen; 

— e, d. h. Vorbereitung der eigentlichen Entschei- 
dungen; hierfür werden 2 Monate benötigt. 

6. Es ist das Ziel der Kommission, die Rückstände 
beim Rechnungsabschluß für die alten Verbuchungs- 
zeiträume bis Ende 1974 nach und nach aufzuholen. 
Deshalb sieht dieser Verordnungsentwurf vor, daß 
die Mitgliedstaaten ihre Anträge für die vier noch 
nicht abgeschlossenen Zeiträume in Kürze einrei- 
chen, nämlich vor September 1972 für den Zeitraum 
1967/1968, wahrscheinlich im Laufe des 1. Viertel- 
jahres 1973 für den Zeitraum 1968/1969 und im Laufe 
des 4. Vierteljahres 1973 für die folgenden beiden 
Zeiträume. Wenn diese Fristen eingehalten werden 
können, müßte es den Dienststellen der Kommission 
normalerweise möglich sein, die Rechnungsabschlüs- 
se für die Zeiträume 1967/1968 und 1968/1969 vor 
Ende des Jahres 1973 sowie für die folgenden beiden 
Zeiträume vor Ende des Jahres 1974 durchzuführen, 
sofern nicht neue vorrangige Aufgaben dazwischen 
kommen. 

7. Der Rechnungsabschluß für diese Zeiträume er- 
streckt sich auf ungefähr 7 Milliarden RE. Die tat- 
sächlichen finanziellen Auswirkungen sind jedoch 
mit diesem Betrag nicht zu vergleichen, weil durch 
neun Entscheidungen über Abschlagszahlungen 
80 V. H. der Beträge vorläufig geregelt worden sind. 
Außerdem gewährleistet die Entschließung des Ra- 
tes vom 21. April 1970 betreffend die Probleme der 
Staatskassen beim Übergang vom System der Er- 
stattung zum System der direkten Finanzierung 
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(„Kumulierungsentschließung") eine Staffelung der 
Zahlungen der Schuldnerstaaten - und der entspre- 
chenden Rückzahlungen an die Gläubigerstaaten - 
für alle Beteiligungsentscheidungen, die die Koin- 
inission nach dem 1. Januar 1971 trifft und die die 
nicht abgeschlossenen Zeiträume des alten Systems 
der Erstattungen, d. h. die Zeiträume 1967/1968 bis 
1970, betreffen, 

Die Kapitalbevvegungen weiden daher begrenzt sein. 

8. Ebenso enthält dieser Verordnungsentwurf eine 
Bestimmung, die die „Zuschreibung" der von einem 
Mitgliedstaat nach dem Abschluß eines Zeitraums 
gezahlten Ausgaben oder seiner Rückzahlungen er- 
möglicht. Diese Klausel rechtfertigt sich durch die 
Tatsache, daß es einerseits trotz der Verspätung der 
Beteiligungsentscheidungen noch in begrenztem Um- 


fang Beträge gibt, die nicht bezahlt worden sind, und 
daß andererseits die Wiedereinziehung von Beträ- 
gen im Zusammenhang mit Unregelmäßigkeiten und 
Versäumnissen nach der Beteiligungsentscheidung 
folgen kann. 

Nach der Erledigung der in den Mitgliedstaaten noch 
offenen Fälle muß folglich der EAGFL in der Lage 
sein, diese Beträge nachträglich berücksichtigen zu 
können. Diese Frage stellt sich für die nicht bezahl- 
ten Beträge beim Wechsel des Finanzierungssystems 
(am 1. Juli 1967, am 31. Dezember 1969 und am 31. 
Dezember 1970) und vom Zeitraum 1967/1968 an für 
die Beträge im Zusammenhang mit Unregelmäßig- 
keiten und Versäumnissen, 

Die finanzielle Auswirkung dieser Bestimmung wird 
wahrscheinlich sehr begrenzt sein. 
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